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Beschluss:

1. Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.

 

2. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die unbefristete Einrichtung 

von 2,00 VZÄ-Stellen bei KITA-Städtischer Träger-Zentrale Gebührenstelle 

zum 01.01.2019 und deren Besetzung durch das Personal- und 

Organisationsreferat zu veranlassen.

Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die ab 2019 erforderlichen 

Haushaltsmittel von jährlich bis zu 108.880,- € entsprechend der tatsächlichen 

Besetzung der Stellen im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2019 beim 

Personal- und Organisationsreferat anzumelden.

Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen 

zusätzlich zu den Personalauszahlungen noch ein Aufwand für Pensions- und 

Beihilferückstellungen in Höhe von etwa 34.888,- € (40 % des JMB).

 

3. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die einmaligen investiven 

Sachkosten zur Arbeitsplatzerstausstattung in Höhe von 4.740,- € und die 

einmaligen investiven IT-Erstbeschaffungskosten in Höhe von 3.000,- € sowie 

die konsumtiven Sachkosten für die Arbeitsplätze in Höhe von 1.600,- € im 

Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2019 bei der Stadtkämmerei 

anzumelden.

 

4. Das Produktkostenbudget des Produkts 39365100 Kitaverwaltung erhöht sich 

um bis zu 110.480,- €. davon sind bis zu 110.480,- € zahlungswirksam 

(Produktauszahlungsbudget).

 

5. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, den unter Ziffer 2, Buchst. 

C dargestellten Flächenbedarf rechtzeitig gegenüber dem Kommunalreferat 

anzumelden, sobald weitere Flächen zugewiesen werden sollen.
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6. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrates.


